
Die östliche Nachbarschaft der Eu-
ropäischen Union ist im Um-
bruch, und das nicht erst seit der

Rosenrevolution im November 2003 in
Georgien oder der „orangen Revoluti-
on“ im Herbst 2004 in der Ukraine.
Bereits kurz nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion und der Bildung
der Gemeinschaft Unabhängiger Staa-
ten (GUS) 1991 haben europäische Un-
ternehmen die Chance ergriffen und ih-
re Fühler auf dieses Gebiet ausge-
streckt, beispielsweise große öster-
reichische Banken, Baukonzerne und
Versicherungsunternehmen. Nach die-
sen ersten Schritten der wirtschaftli-
chen Annäherung folgte die politische
Annäherung an Europa, oft einherge-
hend mit innerstaatlichen Konflikten
und Richtungsstreitigkeiten zwischen
Anhängern der pro-europäischen und
pro-russischen Politik. In vielen GUS-
Ländern dauert dieser Richtungsstreit
noch an oder wird von der politischen
Führung der Länder unterdrückt. 

Die Ukraine hat durch die „orange
Revolution“ ein Zeichen für die politi-
sche Erneuerung des Landes gesetzt
und sich (vorerst) für eine Annäherung
an die Europäische Union entschieden

– nicht unbedingt zur Freude Russ-
lands. Die Union hat dieses Vertrauen
honoriert und investiert seither ver-
stärkt in das Land, sowohl durch finan-
zielle Zuwendungen als auch auf politi-
scher Ebene. Der EU-Ukraine-Aktions-
plan wurde am 21. Mai 2005 mit einer
Laufzeit von drei Jahren verabschiedet
und sieht unter anderem die Stärkung
nationalstaatlicher Institutionen, der
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit so-
wie die Unterstützung bei der Durch-
führung freier, demokratischer Wahlen
und der Einhaltung der Medien- und
Meinungsfreiheit vor. Darüber hinaus
regelt der Plan Kooperationen in den
Bereichen Krisenmanagement, Abrüs-
tung sowie in der gemeinsamen Nach-
barschaft und regionalen Sicherheit,
vor allem in Bezug auf den Transnistri-
en-Konflikt in Moldawien. 

Diese Kooperationen werden oft-
mals in Form von bi- und multilatera-
len Projekten zwischen der Ukraine
und einzelnen EU-Mitgliedstaaten um-
gesetzt und sollen helfen, nationalstaat-
liche Strukturen aufzubauen und zu
festigen, moderne Verwaltungsstruktu-
ren aufzubauen und damit einherge-
hend, gemeinsame Werte und Interes-
sen zu fördern. Neben dem politischen

Dialog und den Kooperationen in den
Bereichen der Demokratie, Bürger-
rechte und Sicherheit investiert die
Union vor allem in die Wirtschaft.

Europäisches Ziel der verstärkten
Kooperation mit der Ukraine und ande-
ren Staaten der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik (ENP) ist nicht die
zukünftige Mitgliedschaft in der Union
sondern vielmehr der Aufbau und die
Stärkung einer soliden Partnerschaft.

Die für die Europäische Nachbar-
schaftspolitik zuständige EU-Kommis-
sarin Benita Ferrero-Waldner definierte
ihre Auffassung von der ENP wie
folgt: „Ziel der ENP ist es, eine neue
Grenze am Kontinent zu vermeiden
und die Beziehungen zwischen der EU
und ihren Nachbarn zu vertiefen. Die
ENP hat nicht die Erweiterung zum
Ziel, sondern das beidseitige Interesse
an der Unterstützung von Reformen
und Modernisierung.“

Basierend auf dieser europäischen
Politik hat auch das Bundesministeri-
um für Inneres seine Politik gegenüber
der Ukraine entwickelt. In der interna-
tionalen Strategie für das Jahr 2007
nimmt die Ukraine eine wichtige Rolle
im Bereich der östlichen ENP-Staaten
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S I C H E R H E I T S K O O P E R A T I O N  

Investition in Europas Zukunft
Die Ukraine ist im Umbruch – politisch, wirtschaftlich und gesellschaftspolitisch. Als Staat der 

östlichen Nachbarschaft zur Europäischen Union gilt das Land als Zukunftsmarkt für die heimische
Wirtschaft und als wichtiger Partner für die Kriminalitätsbekämpfung.

„Orange Revolution“ im Herbst 2004: Eine Massenbewegung demonstrierte für
eine demokratischere, freiere und gerechtere Gesellschaft.

Andreaskirche in der ukrainischen 
Hauptstadt Kiew.



ein. Ziele für das BMI sind „die Fort-
führung und der Ausbau der in den
letzten Jahren begonnenen Zusammen-
arbeit“ sowie „die aktive Mitgestaltung
der EU-Politik“ in dieser Region und
„die Beteiligung an für Österreich rele-
vanten internationalen Projekten vor
Ort“.

Die Ukraine hat hohe Relevanz für
die EU, nicht nur im Hinblick auf de-
ren (wirtschaftliches) Wachstum, son-
dern auch für die Sicherheit in der Uni-
on. Die Führung des Innenministeri-
ums ist sich dieser Herausforderung
bewusst und verhandelt derzeit ein bi-
laterales Abkommen über die Bekämp-
fung der Kriminalität mit der Ukraine.
Ziel des Abkommens ist die verein-
fachte und unbürokratische Polizeiko-
operation bei operativen Fällen sowie
der Ausbildung.

Schwarzmeer-Region. Darüber hin-
aus plant das BMI eine verstärkte Ko-
operation mit den ENP-Staaten der
Schwarzmeer-Region. Diese neue, von
der EU definierte Zielregion* konzen-
triert sich auf die EU-Staaten Grie-
chenland, Bulgarien und Rumänien,
das EU-Kandidatenland Türkei sowie
die ENP-Staaten Moldawien, Ukraine,
die Russische Föderation, Georgien,
Armenien und Aserbaidschan. 

Aus wirtschafts- und sicherheitspo-
litischer Sicht für die EU relevant sind
die ENP-Staaten der Schwarzmeer-Re-
gion, die beim Auf- und Ausbau star-
ker, demokratischer Institutionen und
der Festigung europäischer Werte und
Normen unterstützt werden sollen.
Auch wenn die Union diese jungen De-
mokratien nicht als zukünftige Mitglie-
der sieht, so versucht man im Rahmen
der ENP eine Heranführung an die EU
und den Ausbau starker, freundschaftli-
cher Beziehungen. 

Wie die Entwicklung in den einzel-
nen ENP-Staaten der Schwarzmeerre-
gion voranschreitet, muss auf der auto-
nomen und demokratischen Entschei-
dungen der jeweiligen Staaten basie-
ren. Das Bundesministerium für Inne-
res wird deren Entwicklung in Rich-
tung moderner, starker Demokratien
und Verwaltungen  jedenfalls unter-
stützen und die Kooperation mit den
Partnerbehörden in diesen Staaten noch
weiter ausbauen.     Günther Sablattnig
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* KOM (2007) 160 endgültig. Mitteilung der Kommissi-
on an den Rat und das europäische Parlament: Die
Schwarzmeersynergie – Eine neue Initiative der regio-
nalen Zusammenarbeit.
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